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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Gewährung von Prämien für Sparleistungen 

(Spar-Prämiengesetz) 

— Drucksache 263 — 

mit den Beschlüssen des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Gewährung von Prämien für 
Sparleistungen 

(Spar-Prämiengesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Voraussetzungen für die Prämienbegünstigung 

(1) Unbeschränkt einkommensteuerpflichtige Per- 
sonen (§ 1 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes) 
können für Sparbeiträge, die auf fünf Jahre fest- 
gelegt werden und nicht nach dem Wohnungsbau- 
Prämiengesetz begünstigt sind, eine Prämie erhal- 
ten. Als solche gelten nach Maßgabe einer Rechts- 
verordnung der Bundesregierung mit Zustimmung 
des Bundesrates Beiträge auf Grund von allgemei- 
nen Sparverträgen und Sparverträgen mit festge- 
legten Sparraten sowie Aufwendungen für den 
Ersterwerb von Wertpapieren, die von Unterneh- 
men mit Sitz und Geschäftsleitung im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes und im Saarland ausgegeben 
werden, und der von Kapitalanlagegesellschaften 
im Sinn des Gesetzes überKapitalanlagegesellschaf- 
ten vom 16. April 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 378) 
ausgegebenen Anteilscheine an einem Sonderver- 
mögen, das nach den Vertragsbedingungen nur 
solche Wertpapiere enthält, die von Unternehmen 
mit Sitz und Geschältsleitung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes und im Saarland ausgegeben wer- 
den. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Gewährung von Prämien für 
Sparleistungen 

(Spar-Prämiengesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Voraussetzung für die Prämienbegünstigung 

(1) Unbeschränkt einkommensteuerpflichtige Per- 
sonen (§ 1 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes) 
können für Sparbeiträge, die auf fünf Jahre fest- 
gelegt werden und nicht nach dem Wohnungsbau- 
Prämiengesetz begünstigt sind, eine Prämie erhal- 
ten. 

(la) Als Sparbeiträge im Sinn des Absatzes 1 

gelten nach Maßgabe einer Rechtsverordnung der 
Bundesregierung, die der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf: 

1. Beiträge auf Grund von allgemeinen 
Sparverträgen, die mit einem Kreditinsti- 
tut abgeschlossen worden sind, 

2. Beiträge auf Grund von Sparverträgen 
mit laufenden und der Höhe nach gleich- 
bleibenden Sparraten (Sparverträge mit 
festgelegten Sparraten), die mit einem 
Kreditinstitut abgeschlossen worden sind, 

3. Aufwendungen für den Ersterwerb 

a) von Wertpapieren, die von Bund, Län- 
dern und Gemeinden oder von ande- 
ren Körperschaften des öffentlichen 
Rechts oder Unternehmen mit Sitz und 
Geschäftsleitung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes und im Saarland aus- 
gegeben werden, 

b) der von Kapitalanlagegesellschaften 
im Sinn des Gesetzes über Kapital- 
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(2) Voraussetzung für die Gewährung einer Prä- 
mie ist, daß die Sparbeiträge weder unmittelbar 
noch mittelbar in wirtschaftUctiem Zusammenhang 
mit der Aufnahme eines Kredits stehen. Eine Prä- 
mie wird nur gewährt, wenn die auf Grund eines 
Vertrags geleisteten Sparbeiträge mindestens 100 
Deutsche Mark betragen; bei Sparverträgen mit 
festgelegten Sparraten ist die Summe der innerhalb 
eines Kalenderjahres vertragsgemäß entrichteten 
Einzahlungen maßgebend. 


§ 2 

Höhe der Prämie 

Die Prämie bemißt sich auf 20 vom Hundert der 
im Kalenderjahr geleisteten Sparbeiträge. Sie be- 
trägt jedoch für alle im Kalenderjahr geleisteten 
Sparbeiträge, höchstens 250 Deutsche Mark, bei Ehe- 
gatten, bei denen die Voraussetzungen für eine Zu- 
sammenveranlagung nach § 26 des Einkommen- 
steuergesetzes vorliegen, zusammen höchstens 
500 Deutsche Mark. Für die Feststellung der Höchst- 
beträge sind Sparbeiträge des Prämienberechtigten 
und seiner Kinder, bei denen die Voraussetzungen 
für eine Zusammenveranlagung nach § 27 des Ein- 
kommensteuergesetzes vor liegen, zusammenzurech- 
nen. 


§3 

Gewährung der Prämie 

(1) Die Prämie wird auf Antrag nach Ablauf des 
Kalenderjahrs gewährt, in dem die Sparbeiträge ge- 
leistet worden sind. 

(2) Der Antrag ist spätestens zu dem Zeitpunkt 
zu stellen, an dem die allgemeine Frist für die Ab- 
gabe der Einkommensteuererklärung für das be- 


Beschlüsse des 16. A u s s c h u s s e s 

anlagegesellschaften vom 16. April 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 378) ausge- 
gegebenen Anteilscheine an einem 
S onder ve rmög en . 

(2) Voraussetzung für die Gewährung einer 
Prämie ist, daß 

1 . die Sparbeiträge weder unmittelbar noch 
mittelbar, im Zusammenhang mit der Auf- 
nahme eines Kredits stehen, 

2. vor Ablauf der Festlegungsfrist Sparbei- 
träge nicht zurückgezahlt und Ansprüche 
aus dem Vertrag weder abgetreten noch 
belieben werden. Die vorzeitige Rückzah- 
lung, Abtretung oder Beleihung ist je- 
doch unschädlich, wenn der Prämienspa- 
rer nach dem Vertragsabschluß stirbt oder 
völlig erwerbsunfähig wird. Heiratet der 
Prämiensparer nach dem Vertragsabschluß, 
so ist die Rückzahlung, Abtretung oder 
Beleihung nach Ablauf von zwei Jahren 
seit dem Beginn der Festlegungsfrist un- 
schädlich. 

(3) Eine Prämie wird nur gewährt, wenn die auf 
Grund eines Vertrags geleisteten Sparbeiträge min- 
destens 60 Deutsche Mark betragen; bei Sparver- 
trägen mit festgelegten Sparraten ist die Summe 
der während eines Kalenderjahres vertragsgemäß 
entrichteten Einzahlungen maßgebend. 

§ 2 

Höhe der Prämie 

Die Prämie beträgt 20 vom Hundert der im Kalen- 
derjahr geleisteten Sparbeiträge. Sie beträgt jedoch 
für alle im Kalenderjahr geleisteten Sparbeiträge 
höchstens 120 Deutsche Mark, bei Ehegatten, die 

während des ganzen Kalenderjahres verheiratet 
waren und nicht dauernd getrennt gelebt haben, 
zusammen höchstens 240 Deutsche Mark. Hat der 
Prämiensparer oder haben die Ehegatten mindestens 
drei Kinder (§ 32 Abs. 2 Ziff. 3 des Einkommen- 
steuergesetzes), die in dem Kalenderjahr, in dem die 
Sparbeiträge geleistet worden sind, das 18. Lebens- 
jahr noch nicht vollendet hatten, so erhöhen sich die 
Höchstbeträge der Prämien um 120 Deutsche Mark. 
Für die Feststellung des Höchstbetrags sind die 
Sparbeiträge des Prämiensparers und seiner Kinder 
(§ 32 Abs. 2 Ziff. 3 des Einkommensteuergesetzes), 
die in dem Kalenderjahr, in dem die Sparbeiträge 
geleistet worden sind, das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hatten, zusammenzurechnen. 

§ 3 

Gewährung und Gutschrift der Prämie 

(1) Die Prämie wird dem Prämiensparer auf An- 
frag nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
Sparbeiträge geleistet worden sind, gewährt. 

(2) unverändert 
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treffende Kalenderjahr endet. Der Antrag ist an das 
Kreditinstitut zu richten, an das die Sparbeiträge 
geleistet worden sind. Bei Versäumung der An- 
tragsfrist kann unter den Voraussetzungen der §§ 86 
und 87 der Reichsabgabenordnung Nachsicht ge- 
währt werden. 

(3) Das Kreditinstitut (Absatz 2) fordert die Prä- 
mien von dem nach Absatz 5 zuständigen Finanz- 
amt an; dabei hat es zu bestätigen, daß die Vor- 
aussetzungen für die Gewährung der Prämie vor- 
liegen. Das Finanzamt überprüft unter Berücksichti- 
gung des Prämienhöchstbetrags (§2) die Anforde- 
rung und die Bestätigung des Kreditinstituts; die 
Vorschriften der Reichsabgabenordnung finden ent- 
sprechende Anwendung. 

(4) Der Prämienberechtigte kann beantragen, daß 
das nach Absatz 5 zuständige Finanzamt die Prämie 
durch Bescheid festsetzt. Der Bescheid soll auch 
die Berechnungsgrundlage und eine Rechtsmittel- 
belehrung enthalten. Die Vorschriften der Reichs- 
abgabenordnung über das Berufungsverfahren fin- 
den entsprechende Anwendung. 

(5) Zuständiges Finanzamt ist 

1. bei Personen, die nicht zur Einkommen- 
steuer veranlagt werden: 

das Finanzamt, in dessen Bezirk diese Per- 
sonen am 20. September des Jahres, in 
dem die Sparbeiträge geleistet worden 
sind, ihren Wohnsitz oder — in Ermange- 
lung eines Wohnsitzes im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes — ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt gehabt haben; 

2. bei Personen, die zur Einkommensteuer 
veranlagt werden: 

das für die Einkommenbesteuerung zustän- 
dige Finanzamt. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


(3) Das Kreditinstitut (Absatz 2) leitet den An 
trag dem nach Absatz 5 zuständigen Finanzamt zu; 
dabei hat es zu bestätigen, daß die Voraussetzun- 
gen für die Gewährung der Prämie vorliegen. 


(4) entfällt 


(5) Über den Antrag entscheidet das zuständige 
Finanzamt. Zuständiges Finanzamt ist 

1. unverändert 


2. unverändert 


(6) Wird dem Antrag auf Gewährung der Prämie 
entsprochen, so teilt das Finanzamt dem Kredit- 
institut die Höhe der Prämie mit. Das Kreditinstitut 
schreibt die Prämie dem Prämiensparer gesondert 
gut. Das Kreditinstitut verzinst die gutgeschriebene 
Prämie vom Beginn des Kalenderjahres an, das dem 
Kalenderjahr folgt, in dem die Sparbeiträge gelei- 
stet worden sind. Dabei ist der Zinsfuß für Spar- 
einlagen mit einer Laufzeit von zwölf Monaten und 
mehr zugrunde zu legen. Die gutgeschriebene Prä- 
mie darf einschließlich der auf sie gutgebrachten 
Zinsen und Zinseszinsen dem Prämiensparer vor- 
behaltlich der in § 4 Abs. 2 getroffenen Regelung 
nicht vor Ablauf der Festlegungsfrist ausgezahlt 
werden und nicht als Sparbeitrag verwendet wer- 
den. 

(7) Der Antrag auf Gewährung der Prämie kann 
ganz oder zum Teil nur aus Gründen abgelehnt 
werden, die sich aus diesem Gesetz ergeben. Wird 
der Antrag abgelehnt, so kann der Prämiensparer 
bis zum Ablauf der Festlegungsfrist beantragen, daß 
das Finanzamt über den Antrag auf Gewährung der 
Prämie durch schriftlichen, begründeten Bescheid 
entscheidet. Der Bescheid soll auch die Berechnungs- 
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§ 4 

Überweisung und Bindung der Prämie 

Die Prämie wird durch das Finanzamt zugunsten 
des Prämienberechtigten an das aniordernde Kre- 
ditinstitut (§ 3 Abs. 2) überwiesen. Sie ist dem 
Prämienberechtigten gesondert gutzuschreiben. Sie 
darf nicht vor Ablauf der Festlegungsfrist an den 
Prämienberechtigten ausgezahlt und nicht als Spar- 
beitrag verwendet werden. Sie darf jedoch in den 
Fällen vorzeitig ausgezahlt werden, in denen die 
Rückzahlung von Sparbeiträgen oder die Abtretung 
oder Beleihung von Ansprüchen aus dem Vertrag 
vor Ablauf der Festlegungsfrist nicht zu einer Rück- 
zahlung der Prämie führt (§ 5 Abs. 1 Ziff. 2J. 


§ 5 

Rückzahlung der Prämie 

(1) Nach Maßgabe einer Rechtsverordnung der 
Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates 
ist die Prämie ganz oder zum Teil zurückzuzahlen, 
wenn 

l.die in § 1 bezeichneten Voraussetzungen 
für die Gewährung einer Prämie nicht Vor- 
gelegen haben oder ein Fehler bei der Be- 
rechnung der Prämie festgestellt wird; 
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grundlage und eine Rechtsmittelbelehrung enthalten. 
Die Vorschriften der Reichsabgabenordnung über 
das Berufungsverfahren sind entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 4 

Überweisung von Prämien und Zinsen 

(1) Das Kreditinstitut fordert frühestens sechs 
Monate vor und spätestens innerhalb einer Aus- 
schlußfrist von sechs Monaten nach Ablauf der Fest- 
legungsfrist den Prämienbetrag sowie Zinsen und 
Zinseszinsen vom Finanzamt (§ 3 Abs. 5) an. Dabei 
hat es zu bestätigen, daß die Voraussetzungen für 
die Gewährung der Prämie (§ 3 Abs. 3) noch vor- 
liegen. Wird eine solche Bestätigung abgegeben, so 
überweist das Finanzamt den angeforderten Prä- 
mienbetrag sowie Zinsen und Zinseszinsen dem 
Kreditinstitut. 

(2) In den Fällen des § 1 Abs. 2 Ziff. 2 vorletzter 
und letzter Satz, in denen die vorzeitige Rück- 
zahlung, Abtretung oder Beleihung unschädlich ist, 
können der Prämienbetrag sowie die Zinsen und 
Zinseszinsen bereits vor Ablauf der Festlegungs- 
frist angefordert und ausgezahlt werden. 

(3) Lehnt das Finanzamt die Überweisung des 
Prämienbetrages ganz oder zum Teil ab, so hat es 
dem Kreditinstitut und dem Prämiensparer einen 
schriftlichen, begründeten Bescheid zuerteilen. § 3 
Abs. 7 vorletzter und letzter Satz sind entsprechend 
anzuwenden. 

§ 4a 

Rückgängigmachung von Gutschriften 

Das Kreditinstitut hat Gutschriften nach § 3 rück- 
gängig zu machen, 

1. wenn nach seiner Kenntnis die Voraussetzun- 
gen für die Gewährung der Prämie während 
der Laufzeit der Festlegungsfrist entfallen sind 
oder 

2. soweit das Finanzamt nach § 4 Abs. 3 die 
Überweisung des Prämienbetrages ganz oder 
zum Teil ablehnt. 

§ 5 

entfällt 


2. vor Ablauf der Festlegungsfrist, außer im 
Fall des Todes des Prämienberechtigten 
oder des Eintritts seiner völligen Erwerbs- 
unfähigkeit, Sparbeiträge ganz oder zum 
Teil zurückgezahlt oder Ansprüche aus dem 
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Vertrag abgetreten oder beliehen werden; 
die Rückzahlung, Abtretung oder Belei- 
hung nach Ablauf von zwei Jahren seit 
Beginn der Festlegungsfrist ist jedoch un- 
schädlich, wenn der Prämienberechtigte 
nach dem Vertragsabschluß geheiratet hat 
und die empfangenen Beträge unmittelbar 
und unverzüglich zur Einrichtung des Haus- 
stands verwendet. Durch die Rechtsverord- 
nung kann auch bestimmt werden, in wel- 
chen Fällen und unter welchen Vorausset- 
zungen ein Wechsel in der Sparform nicht 
als vorzeitige Rückzahlung oder Abtretung 
anzusehen ist. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 hat das Kre- 
ditinstitut den entsprechenden Prämienbetrag zu 
Lasten des Prämienberechtigten an das zuständige 
Finanzamt (§3 Abs. 5) zurückzuüberweisen. Ist die 
Prämie bereits an den Berechtigten ausgezahlt, so 
fordert das Finanzamt den Prämienbetrag durch be- 
sonderen Bescheid von dem Prämienberechtigten 
zurück. § 3 Abs. 4 gilt entsprechend. 

(3) Auf die Beitreibung zurückzuzahlender Prä- 
mienbeträge sind die Vorschriften der Reichsabga- 
benordnung und ihrer Nebengesetze entsprechend 
anzuwenden. 


§ 6 

Steuerliche Behandlung der Prämie 

Die Prämie gehört nicht zu den Einkünften im 
Sinn des Einkommensteuergesetzes. 

§ 7 

Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gilt erstmals für Sparbeträge auf 
Grund von Verträgen, die nach dem 31. Dezember 
1958 abgeschlossen worden sind. 
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§ 5a 

Ermächtigungen 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zustim- 
mung des Bundesrates zur Durchführung dieses Ge- 
setzes Rechtsverordnungen zu erlassen 

1. über die Gewährung der Prämie in den Fällen, 
in denen Sparbeiträge vor Ablauf der Fest- 
legungsfrist zum Teil zurückgezahlt oder An- 
sprüche aus dem Vertrag zum Teil abgetreten 
oder beliehen werden, 

2. über die Abgrenzung des Begriffs Aufwendun- 
gen im Sinn des § 1 Abs. la Ziff. 3, 

3. über das Verfahren nach den §§ 3, 4 und 4a, 

4. über die Rückforderung von Prämien, die zu 
Unrecht gewährt worden sind, 

5. über Anzeigepflichten. 

§ 6 

unverändert 


§ 7 

Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für Sparbeiträge, die auf Grund 
von Verträgen geleistet werden, die nach dem Tag 

der Verkündung dieses Gesetzes und vor dem 1. Ja- 
nuar 1964 abgeschlossen worden sind. Bei Sparver- 
trägen mit festgelegten Sparraten (§ 1 Abs. la 
Ziff. 2) tritt an die Stelle des 1. Januar 1964 der 
1. Januar 1963. 
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§ 8 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 9 

Nichtanwendung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 10 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1959 in Kraft. 


Beschlüsse des 16. A u s s c h u s s e s 
§ 8 

unverändert 


§ 9 

Anwendung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt im Saarland vom Ende der 
Übergangszeit nach Artikel 3 des Saarvertrages 
vom 27. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 587) an. 

§ 10 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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